Presseaussendung



Kath. Sozialakademie Österreichs
Freiheit und Verantwortung für alle
ksoe fordert Grundeinkommen als ökonomisches Recht

Die ksoe (Katholische Sozialakademie Österreichs) gibt der Diskussion über die Einführung eines Grundeinkommens mit dem Start der website www.grundeinkommen.at (30.9.2002, 12 Uhr) einen 
neuen Impuls. In der Folge wird mit der Gründung eines Netzwerkes "Grundeinkommen und sozialer Zusammenhalt" (Oktober 2002), dem Einzelpersonen aus allen gesellschaftlichen Bereichen angehören, 
die Idee eines Grundeinkommens neu diskutiert und vorwärtsgebracht. In Auseinandersetzung mit 
politischen Parteien, Interessensvertretungen und NGOs soll diese Alternative zu den etablierten sozial-und wirtschaftspolitischen Konzepten mehrheitsfähig gemacht werden. "Grundeinkommen ist auf dem Weg", meint die ksoe.

Mit dem 21. Jahrhundert ist für die ksoe die Weiterentwicklung der Menschenrechte durch die Garantie von ökonomischen Rechten notwendig geworden. Ein garantiertes voraussetzungsloses Grundeinkommen könne einen wesentlichen Beitrag zur Lösung aktueller sozialer und gesellschaftlicher Problemen leisten: Dem seit einigen Jahrzehnten kontinuierlich anhaltenden Ausschluss vieler Menschen vom Erwerbsarbeitsmarkt, der steigenden Zahl armutsgefährdeter Menschen, der enormen Flexibilisierung des Erwerbsarbeitsmarktes, den ungleichen gesellschaftlichen Beteiligungschancen, der Frage der fairen Verteilung des gesellschaftlichen Einkommens. 

Die derzeitige systemimmanente Logik, dass der Mensch nur etwas zählt, wenn er/sie über Erwerbsarbeit verfügt, dass Einkommen sowie soziale Sicherheit vom Zugang zu Erwerbsarbeit abhängen, kann mit einem Grundeinkommen überwunden werden. Viele Arbeiten werden im gegenwärtigen System unbezahlt und unhonoriert geleistet und deshalb nicht gewertet. Dass durch die Einführung eines Grundeinkommens plötzlich alle nur mehr dem Nichts-Tun frönen würden, ist eine irrationale Angst, die sich bereits jetzt in sogenannten "Sozialschmarotzer-Debatten" zeigt, so die ksoe. 

Grundeinkommen wird weltweit nicht nur diskutiert. In Irland hat die Regierung ein "green paper" über die Einführung eines Grundeinkommens vorgelegt. In Südafrika hat eine breite Allianz von Menschenrechtsorganisationen, Kirchen und anderen NGOs konkrete Überlegungen über die Einführung eines Grundeinkommens vorgelegt und eine breite Mobilisierung in der Bevölkerung erreicht. 

Freiheit und Verantwortung für alle, unter dieses Motto stellt die ksoe ihre neue Initiative zur Diskussion über die Einführung eines Grundeinkommens. Die ksoe ist überzeugt, dass der überwiegende Teil der Menschen den Zugewinn an Freiheit durch ein Grundeinkommen verantwortlich nutzen wird: Sei es zur Förderung der Qualität menschlicher Beziehungen, durch ökologisches oder soziales Engagement, durch Arbeiten, die sich über den Markt nicht finanzieren. Ein Grundeinkommen bedeutet einen Zugewinn wirklicher Freiheit für alle: Ohne Angst auf den morgigen Tag blicken zu können; Arbeitslosigkeit nicht fürchten und Erwerbsarbeit, nicht annehmen zu müssen, die keinen existenzsichernden Lohn bietet.

Am 30. September 2002, 12 Uhr, startet die ksoe (Kath. Sozialakademie Österreichs) die neue homepage www.grundeinkommen.at mit Informationen und Materialien zum Grundeinkommen (was ist Grundeinkommen? wozu Grundeinkommen?) sowie Vernetzungsmöglichkeiten.

Von 15 - 21 Uhr findet unter www.grundeinkommen.at eine Internet-Diskussion zum Thema "Recht auf Einkommen?" statt. 
TeilnehmerInnen sind: 
Dr. Lieselotte Wohlgenannt, ksoe, Zustieg 15 Uhr, 
Dr. Wolfgang Tritremmel, Industriellenvereinigung, Zustieg 16 Uhr, 
Mag.a Gabriele Schmid, AK, Zustieg 17 Uhr
Martin Schenk, Armutskonferenz, Zustieg 18 Uhr, 
Univ.-Prof. Dr. Luise Gubitzer, Wirtschaftsuniversität Wien, Zustieg 19 Uhr.
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